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Eckart Hildebrandt

Zum Handlungsdilemma von Betriebsräten bei der Einführung com- 
putergestützter Produktionsplanungs- und -Steuerungssysteme 
(PPS-Systeme) im Maschinenbau

Die folgenden Ausführungen beruhen auf einer vorläufigen Aus­
wertung von Befragungen, die ich mit Dr. Rüdiger Seltz am Wis­
senschaftszentrum Berlin für Sozialforschung durchgeführt 
habe.^ Am Beispiel der Einführung von PPS-Systemen haben wir 
die Politiken der verschiedenen betrieblichen Akteure und die 
Bedeutung der Kontrolle von Leistung und Verhalten der Beschäf­
tigten untersucht. In zwölf Maschinenbaubetrieben wurden alle 
von der Umstellung betroffenen Abteilungen/Funktionen zu ver­
schiedenen Zeitpunkten des Einführungsprozesses befragt.

Für die Ausführungen wurden schwerpunktmäßig die Gespräche mit
den Betriebsräten ausgewertet. Wichtig ist, daß die Thesen nur
für den von uns untersuchten Betriebstyp formuliert sind - eine

2 )weitergehende Verallgemeinerung wäre jeweils genau zu prüfen.

I. Ausgangsbedingungen von Betriebsratsarbeit

Die Aufgabenstellung des Betriebsrats wird grundsätzlich durch 
eine doppelte Loyalität bestimmt: auf der einen Seite die 
Pflicht zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit der Unterneh­
mensleitung, auf der anderen Seite die Verpflichtung zur Ver­
tretung der Mitgliederinteressen. Beide Bezüge sind in einem 
Rechtsrahmen festgelegt, der dem Betriebsrat die Aufgabener­
füllung in beiderlei Hinsicht ermöglichen soll. In bezug auf 
die Einführung von neuen Technologien sind das insbesondere

1) Dieser Beitrag beruht auf einem Vortrag, den ich auf der 
Tagung des Hattinger Forums mit dem Thema "Mitbestimmung 
bei neuen Technologien" am 11. Juni 1987 gehalten habe.

2) Ein Abschlußbericht des Projekts wird im Winter 1988 er­
scheinen .
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die schwachen Informations- und Beteiligungsrechte nach §§ 90, 
91 Betriebsverfassungsgesetz; wirkungsvoller sind abgeleitete 
Rechte z.B. nach § 87 Abs. 1 Pkt. 6 (Leistungs- und Verhal­
tenskontrolle) .

Dieser grundlegende, doppelte Bezug der Betriebsratstätigkeit 
reicht natürlich nicht aus, um die Reaktion von Betriebsräten 
auf informationstechnologische Rationalisierung zu beschrei­
ben oder festzulegen. Jeder Forschungsansatz steht unter einer 
bestimmten Orientierung, von welchen Faktoren die Situation 
und das Verhalten des Betriebsrats maßgeblich geprägt wird.

So gibt es in der Soziologie Typisierungen von Betriebsrats­
tätigkeit, die mit Recht u.a. auf folgende Faktoren abstellen:

- Branche, d.h. in unserem Fall Maschinenbau
- Betriebsgröße, d.h. in unserem Fall Betriebe mit 500-1.000 
Beschäftigten, was für den Maschinenbau Großbetriebe sind

- die Unternehmensform bzw. Status des untersuchten Betrie­
bes (besonders strukturierend sind hier Familienbetriebe 
und patriarchalische Führungsfiguren; die Handlungsmöglich­
keiten von Betriebsräten in Konzernbetrieben sind erheblich 
eingeschränkt)

- Region, hier Baden-Württemberg
- die wirtschaftliche Lage des Unternehmens bzw. der Branche
- das tarifpolitische Umfeld des Themas.

In unserer Untersuchung kommen wir zu dem Ergebnis, daß die 
tradierte betriebliche Sozialverfassung und deren Regulierungs­
mechanismus, also Betriebspolitik, den entscheidenden Hinter­
grund für betriebsrätliche Tätigkeit bilden. Diese betrieb­
liche SozialVerfassung ist dadurch charakterisiert, daß sie 
die Rolle des Betriebsrats in bestimmter Weise definiert, die 
Gewährleistung bestimmter Grundinteressen der Beschäftigten 
weitgehend sicherstellt (Arbeitsplatz, Einkommen, Qualifika­
tion) und einen Mechanismus gegenseitiger und vertrauensvoller 
Zusammenarbeit zwischen Betriebsrat und Unternehmensleitung 
konstituiert. Die betriebliche Sozialverfassung ist natürlich
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auch von der wirtschaftlichen Lage des Betriebs abhängig, aber 
nicht nur.  ̂̂

Die Grundeinstellung der Betriebsräte zur informationstechno­
logischen Rationalisierung ist durch eine bestimmte Einschät­
zung der Konkurenzlage auf dem Weltmarkt und internationale 
Technologietrends bestimmt: Diese Entwicklung erscheint für 
das Unternehmen als existenziell und zwangsläufig. Im Sinne 
eines "Ja-aber" werden anschließend die eigenen Bedingungen 
formuliert: keine Entlassungen, Qualifikationserhalt und Ein­
kommenssicherung. Diese "Paktbedingungen" wurden in der Mehr­
zahl der Betriebe gewährleistet, stellen so etwas wie den 
materiellen Teil der betrieblichen Sozialverfassung dar.

Die pragmatisch gestellte Frage, "ob denn mehr drin sein kön­
ne?", liegt auf einer anderen Ebene. Die SozialVerfassung 
eines Betriebstyps ist langfristig gewachsen und definiert ge­
genseitige Ansprüche wie auch Politikformen. Ihre Fähigkeit, 
derzeit im Maschinenbau Arbeitsplätze, Einkommen und quali­
fizierten Arbeitseinsatz weitgehend zu erhalten, ist sehr 
hoch zu veranschlagen. Formen kollektiver Arbeits(system)ge- 
staltung sind in dieser Verfassung noch nicht definiert, sind 
offen und lassen folglich unterschiedliche Arbeitspolitiken 
und Kompromisse zu.

II. Neue Anforderungen bei systemischer Rationalisierung

Neue Technologien, in unserem Fall CIM-Technologien mit dem 
Zentrum Produktionsplanung und -Steuerung, intervenieren nun 
in das gewachsene betriebliche Sozialmodell und erfordern 
nicht nur eine Anpassung der Produktionsorganisation, sondern 
auch der traditionellen betrieblichen Sozialorganisation. 
CIM-Technologien stellen insofern besondere Anforderungen an 
die Betriebsratstätigkeit, als sie

1) Zum analytischen Modell der "betrieblichen SozialVerfassung" 
vgl. ausführlicher E. Hildebrandt, Unternehmensplanung und 
Kontrollbeziehungen im Maschinenbau, in: Hildebrandt/Seltz, 
Managementstrategien und Kontrolle, Berlin (1987, 77-97).
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- verschiedene horizontale und vertikale Funktionen mitein­
ander verknüpfen und koordinieren,

- Systembausteine sachlich und zeitlich versetzt eingeführt 
werden,

- viele Beschäftigungsgruppen gleichzeitig, aber in sehr unter 
schiedlicher Weise betroffen sind (Umverteilung von Funk­
tionen, Flexibilisierung und Ökonomisierung),

- Ursache und Wirkungszusammenhänge zeitlich und sachlich ent­
koppeln, überlagern und ambivalent auftreten lassen, 
bestehende Regelungen obsolet werden lassen,

- als Informationstechniken das generelle Problem der Kontrol­
le aufwerfen (viele Informationen schaffen viele Verknüpfung 
möglichkeiten, Information auf Vorrat für offene Verwendun­
gen, das Problem der Informationsvernetzung, das Problem, 
daß Informationen aus dem Zusammenhang gerissen werden).

Die Auseinandersetzung der Betriebsräte mit diesen neuen Anfor 
derungen ist i.d.R. ein langfristiger und kontinuierlicher 
Lernprozeß. Nach unseren Erfahrungen geht dieser Lernprozeß 
sehr langsam vonstatten und es ist wichtig, den Stand des je­
weiligen Betriebsrats in diesem Lernprozeß zu berücksichtigen.

Die Betriebsräte verhalten sich in diesem Lernprozeß wesent­
lich konservativ, d.h. sie versuchen, auch den neuen Techno­
logien mit traditionellen und bewährten Mitteln und Maßstä­
ben gerecht zu werden. Dieser Prozeß verläuft u.a. auch des­
halb langsam, weil die verfügbare und eingesetzte Kapazität 
der Betriebsräte in diesen Fragen gering ist. Die Verlangsa­
mung kann sich im Resultat sehr positiv auswirken, da auch 
die Unternehmensleitungen tendenziell durch die neuen Informa­
tionstechnologien überfordert sind.

III. Informationszurückhaltung als Ursache des Gestaltungs- 
defizits

Es gibt die weitverbreitete These, daß das Mitbestimmungsdefi- 
zit auf seiten der Betriebsräte durch ein Informationsdefizit
verursacht wird, das die Unternehmensleitungen systematisch
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und gezielt erzeugen. Insbesondere die Gewerkschaften erhoffen 
sich eine Überwindung des Defizits durch das Einklagen von früh­
zeitiger und umfassender Information.

Bei Anerkennung der Tatsache, daß wirklich in vielen Unterneh­
men nur zögernd, nachträglich und hochselektiv informiert wird
- bis hin zur Informationsverweigerung - muß diese These in 
mehrfacher Weise relativiert werden:

Es ist zu berücksichtigen, daß Information selbst kein ein­
deutiger Sachverhalt ist. Wichtiger erscheint mir die hand­
lungsrelevante Information zu sein und diese setzt voraus,

- daß vorhandene Information aufgenommen wird,
- daß gegebene Information als solche erkannt wird,
- daß gegebene Information richtig eingeordnet, interpretiert 
und bewertet wird sowie

- daß fehlende Information erkannt und eingefordert wird.

Es gibt im Betrieb nicht nur einen, fest institutionalisier­
ten Informationskanal, also die Informationsbeziehung zur Un­
ternehmensleitung bzw. Betriebsleitung, die z.B. im Wirt­
schaftsausschuß institutionalisiert ist. Vielmehr gibt es ein 
Geflecht von institutionalisierten und informellen Informa­
tionsquellen , die erst zusammengenommen die Informationssitua­
tion des Betriebsrats angemessen beschreiben. Dazu gehören 
neben der Geschäftsleitung das mittlere Management der Fachab­
teilungen, die Arbeiter und Angestellten als Gewerkschafts­
mitglieder, die Projektteams, die externen Berater und häu­
fig die Betriebsräte ähnlicher Unternehmen.

Die Informationssituation des Betriebsrates hängt schließlich 
sicher auch von seiner eigenen Informationspolitik ab (Ein­
forderung von Informationen, Information der Mitglieder im 
Betrieb).

Bezüglich der Informationspolitik des leitenden Managements 
gegenüber den Betriebsräten haben wir drei Verhaltensweisen 
unterschieden :
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- Offene Informationspolitik,
- umkämpfte Informationspolitik,
- minimalistische Informationspolitik.

Die überwiegende Mehrheit der Betriebsräte (in dem von uns 
untersuchten Betriebstyp) fühlte sich aufgrund freiwilliger 
oder erkämpfter Information gut und ausreichend informiert. 
Diesem Befund entspricht auf der Seite der Unternehmenslei­
tung ein präventives Kalkül, das auf Konfliktvermeidung und 
Einbindung des Betriebsrates zielt.

Als Gründe für dieses Kalkül können erstens die Verankerung 
der Rolle des Betriebsrats im betrieblichen Sozialmodell an­
gegeben werden. Der Betriebsrat ist eine anerkannte betriebs­
politische Figur, die legitime Interessen vertritt und nicht 
einfach ignoriert werden kann.

Zweitens erfordert die Einführung von CIM-Technologien in ho­
hem Maße Akzeptanz bei allen betrieblichen Beteiligten und 
drittens gibt es eine absehbare Ausweitung von Mitbestimmungs 
rechten der Betriebsräte, die teilweise in Vorwegnahme künfti 
ger Regelungen freiwillig gewährt werden.

Trotz des Befunds, daß die offene Informationspolitik der 
Unternehmensleitungen überwiegt, bedeutet das nicht, daß die 
Betriebsräte wirklich ausreichend informiert sind. Der von 
den befragten Betriebsräten geäußerte Informationsbedarf war 
sehr unterschiedlich, hing von der ökonomischen Lage und Ra­
tionalisierungsgeschichte des Betriebs, viel aber auch von 
der Persönlichkeit und der Politik des BetriebsratsVorsitzen­
den ab. Viele der von den Betriebsräten im Planungsstadium 
gewünschten Informationen sind nicht vorhanden und auch nicht 
produzierbar. Im Planungsstadium gibt es seitens der Unter­
nehmensleitung i.d.R. einen Zielkatalog und ein Grobkonzept. 
Damit ist aber nicht festgelegt, in welchen Schritten das 
System eingeführt wird, wie es mit bestehenden Systemen inte­
griert wird, welche Wirkungsketten auftreten, welche arbeits­
organisatorischen Varianten möglich sind etc.. Dies wird erst 
u.a. über Betriebspolitik gestaltet. Hinzu kommt, daß viele
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soziale Folgen in technologischen Termini verborgen sind und 
diese von den Betriebsräten nicht einfach in die für sie 
wichtigen Themen "übersetzt" werden können. So kann der Be­
triebsrat bezüglich bestimmter sozialer Folgen auch nicht 
objektive Information, sondern nur Zusicherung seitens der 
Unternehmensleitung erhalten. In der Mehrzahl der-Betriebe 
wird demgemäß harte Information durch das Vertrauen in Zusi­
cherungen der Unternehmensleitungen ersetzt. Diese Zusiche­
rungen sind ein zentraler Baustein der betrieblichen Sozial­
verfassung und werden zur entscheidenden Kalkulationsgrund­
lage der Betriebsräte.

An Gewerkschaftspolitik ist daher die Frage zu stellen, ob 
dieser gewachsene betriebliche Politikstil durch ein ratio­
nalistisches Informations- und Handlungsmodell der Betriebs­
räte ersetzt werden kann und soll. D.h., daß z.T. fälschli­
cherweise stark verregelte und objektivierte Mitbestimmungs­
formen als stark, mehr betriebspolitische Einflußformen als 
schwach eingeschätzt werden. Dazu ist die These wichtig, daß 
die Distanz zwischen Betriebsräten und Gewerkschaft u.a. auf 
solchen unterschiedlichen PolitikvorStellungen beruht. Der 
kooperative Politikstil ist an ein gemeinsames betriebliches 
Interesse und das Mitvertreten von gemeinsamen Entscheidungen 
durch den Betriebsrat gebunden.

Informationskontakte in das mittlere Management sind in einer 
Mehrzahl der Betriebe außerordentlich wichtig. Je nach der 
Stellung des Betriebsrates im Betrieb (anerkannt, erfolgreich, 
loyal) bestehen: ein stabiles Kontaktnetz oder fallweise per­
sönliche Kontakte oder sporadisch-klandestine Kontakte.

Die Kontakte in die Fachabteilungen hinein sind deshalb so 
bedeutsam, weil diese Stellen an der Detailplanung von Reor­
ganisationen und von Technisierungsprozessen beteiligt sind 
und daher relativ frühzeitig über genaue Informationen verfü­
gen. Die Kontakte sind in der Regel bilateral - von Person zu 
Person - und von persönlichem Vertrauen getragen. Eine Syste­
matisierung dieser Kontakte war nur in den wenigen Betrieben
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gegeben, in denen die Unternehmensleitung den Betriebsrat ge­
zielt zu Leitungsbesprechungen hinzuzog.

Die Information aus der ausführenden Ebene, also das genuin 
betriebsrätliche Kontaktnetz, wird erstaunlicherweise als 
weitgehend irrelevant beschrieben. Als Gründe dafür wurden 
sowohl allgemeine Rahmenbedingungen genannt (Angst vor Ent­
lassungen, Überleben mit neuer Technologie), aber auch die 
Unfaßbarkeit/Unsichtbarkeit informationstechnologischer Pro­
zesse, die dementsprechend undurchsichtigen Verursachungs­
zusammenhänge wie auch letztlich die Verselbständigung von 
Betriebsratsarbeit können auf der Grundlage unserer Unter­
suchung nicht nachgezeichnet werden. Aber die Untersuchung 
der Einführungsprozesse hat deutlich gemacht, daß bei infor­
mationstechnologischer Rationalisierung, wo eine arbeitsge­
stalterische Intervention unter gruppenspezifischen, aber 
auch betrieblichen Gesamtinteressen erforderlich ist, dieser 
Bezug kaum existiert. Die traditionelle Eigeninteressenver­
tretung der Facharbeiter im Maschinenbau kann diese vernetz­
ten Technologien nicht mehr bewältigen und eine wirkliche 
Delegation an das Betriebsratsgremium hat (noch) nicht statt­
gefunden.

IV. Neue betriebliche Planungs- und Einführungsstrategien 
- das Handlungsdilemma der Betriebsräte

Mit der Einführung von Informationstechnologie werden neue, 
subsidäre Planungsformen institutionalisiert: Projektteams, 
Planungsgruppen. In der Mehrzahl der untersuchten Betriebe 
gab es Projektteams als stabile und etablierte Planungsformen. 
Diese Teams, die aus Mitarbeitern der verschiedenen von der 
EDV-Einführung berührten Abteilungen zusammengesetzt waren, 
besetzen ein Politikfeld, auf das der gewerkschaftliche Ge­
staltungsanspruch maßgeblich zielt. Die Betriebsräte müssen 
sich also zur Erhaltung ihres Einflusses und zum Aufbau von 
Gestaltingsinitiativen mit solchen Teams und insbesondere der 
eigenen Beteiligung an solchen Teams auseinandersetzen. Die 
Notwendigkeit der Einrichtung solcher Teams ist darin begrün-
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det, daß der integrative, vernetzende Charakter der neuen 
Informationstechnologie eng verkoppelte technologische Funk­
tionskreisläufe zwischen den Abteilungen herstellt - zumal 
der Maschinenbau traditionell nicht über Instanzen verfügt, 
solche Systeme zu konzipieren und durchzusetzen (Projekt­
management, Informationsmanagement). Zum Teil ist die Ein­
richtung ferner in der Ahnung begründet, daß von der Reorga­
nisation - direkt und indirekt - massive Einwirkungen auf die 
Sozialbeziehungen im Betrieb ausgehen, die weder abgeschätzt 
noch zentral vorgesteuert werden können.

Gegenüber den bisherigen im Maschinenbau sehr häufigen Ab­
stimmungsbesprechungen (z.B. zweimal wöchentlich zwischen 
Vertrieb, Fertigungssteuerung und Fertigung/Montage) unter­
scheiden sich die Teams zumindest in zweifacher Weise. Wäh­
rend dort die Anforderungen und Kapazitäten der Abteilungen 
und der aktuelle Bearbeitungsstand geklärt werden, wird nun 
abteilungsübergreifendes und strategisches Denken mit dem Ziel 
einer gemeinsamen Lösung erforderlich. Diese Anforderung an die 
Veränderung traditioneller Denk- und Verhaltensschemata ist 
nicht gering zu bewerten: Es bedeutet den Übergang von be- 
reichs- und funktionsbegrenztem Denken zu integrativ-funktions- 
übergreifendem Denken bei gleichzeitiger Aneignung neuester 
Technologiekenntnisse.

Die Teammitglieder sind einerseits Vermittler der abteilungs­
spezifischen Sichtweisen und tragen Interessen in das Team 
hinein, andererseits sind sie Vermittler der meist einvernehm­
lich getroffenen Projektteam-Entscheidungen zurück an die Ab­
teilung .

Diese Teams bilden dann ein neues Element in der sozialen 
Infrastruktur des Betriebs (über gemeinsame Treffen, Schulun­
gen, Besichtigungen, Probeläufe etc.) wie auch einen neuen 
Machtfaktor, da sie Teile der traditionellen Kompetenzen des 
Managements übernehmen. Die relative Stärke eines Teams wird 
zwar entscheidend dadurch geprägt, daß das Top-Management 
hinter ihm steht und seine Entscheidungen stufenweise abseg­



-  216  -

net, auf der anderen Seite ist das Management bezüglich der 
Strategiefindung auf das Team angewiesen.

Das faktische Verhalten der Betriebsräte gegenüber den Teams 
war in den untersuchten Betrieben sehr unterschiedlich:

Wenn sich die Betriebsräte nicht beteiligen, war dies einmal 
in der Ablehnung der Beteiligung durch das Management begrün­
det, zum anderen wurde von den Betriebsräten selbst auf die Ge­
fahr der Interessenvermengung hingewiesen.

Zahlreicher waren die Fälle, in denen die Betriebsräte das Be­
teiligungsangebot nur sporadisch nutzten. Als Gründe gaben sie 
mangelnde Kapazität und Kompetenz an.

Alle Betriebsräte betonten dennoch die Bedeutung der Infor­
mationsmöglichkeiten über die Beteiligung am Team.

Von den Betriebsräten, bei denen Betriebsratsmitglieder in 
einem Team mitarbeiteten, wurden die Informationsfunktion 
und eine Abwehrfunktion als Gründe für die Beteiligung an­
geführt. Darüber hinaus entstanden aber neue Probleme:

Die Informationsvermittlung zwischen Team und Gesamtbetriebs­
rat (Überforderung durch Informationsanspruch), das Ausein­
anderfallen von detaillierten Fachinformationen und gewerk­
schaftlichen Grundpositionen, die Mitverantwortung für Team­
entscheidungen. Es zeigt sich, daß die Unternehmensleitungen 
bei der Einbeziehung von Betriebsräten in Teamarbeit weniger 
auf die fachliche als auf die betriebspolitische Rolle des 
Betriebsrates, d.h. auf deren Einbindung abstellen. Es ent­
steht folglich ein Dilemma der Gleichzeitigkeit von Mitwir­
kung und Mitverantwortung.

Dieses Dilemma ist ein grundsätzliches und resultiert aus der 
traditionellen Rollendefinition der Gewerkschaften: der sozia­
len Kontrolle unternehmerischer Entscheidungen. Die Frage, in­
wieweit Gewerkschaften in Gestaltungsaufgaben hineinwachsen
müssen, ist auch in anderen Feldern gestellt (z.B. Qualitäts­
zirkel) und ist allein auf betrieblicher Ebene nicht zu lösen.
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V. Kompetenz und Kapazität als HandlungsVoraussetzungen

Die Bearbeitung integrierter Technologien fällt den Betriebs­
räten natürlich leichter, wenn alle diese Technologien konzi­
pierenden, einführenden und anwendenden Betriebsbereiche im 
Betriebsrat vertreten sind (repräsentative Rekrutierung). Da­
gegen ist festzustellen, daß kaum eine Betriebsratsrekrutie­
rung aus den Bereichen EDV-Organisation und Arbeitsvorberei- 
tung/Fertigungssteuerung gelingt. Es gibt so etwas wie eine 
systemische Rekrutierungsschwelle in diesen Bereichen (Ange­
stellte und Ingenieure), die u.a. in dem geringen gewerk­
schaftlichen Organisationsgrad, dem abweichenden Selbstver­
ständnis dieser Gruppen, der unterschiedlichen Rationalisie­
rungsbetroffenheit und auch der zögerlichen Öffnung der IG 
Metall hin zu den Angestellten begründet ist.

Selbst wenn eine solche Rekrutierung z.B. im EDV-Bereich für 
den Betriebsrat gelingt, ist die Rolle dieser EDV-Speziali- 
sten im Betriebsrat ambivalent. Es gibt nur wenig Fälle, wo 
diese EDV-Spezialisten ihre Fachkompetenz in den Betriebs­
rat wirklich eingebracht haben und die Anliegen des Betriebs­
rats in Fachtermini umgesetzt haben. Häufiger sind die Fälle, 
in denen diese Betriebsräte EDV-Sichtweisen in den Betriebs­
rat einbringen und sich eher als Anwälte von EDV-Belangen ver 
stehen bis hin zu den Fällen, in denen Betriebsräte ihre EDV- 
Kompetenz als Karriereweg genutzt haben.

Die fachliche Arbeit wird häufig durch Fraktionierungen inner 
halb des Betriebsrats behindert, die teilweise auf unter­
schiedlichem Status (Arbeiter/Angestellte), teilweise auf 
unterschiedlicher Organisationszugehörigkeit beruhen.

Die zukünftigen Möglichkeiten der Betriebsräte, EDV-Fachleute 
für die eigene Arbeit zu gewinnen, wird u.a. auch von der 
zukünftigen Personalpolitik der Unternehmen abhängen, nämlich 
ob sie diese Fachkräfte durch interne Fortbildung oder eher 
durch externe Rekrutierung gewinnen werden. Sie werden sicher 
auch von der zukünftigen Angestelltenpolitik der Gewerkschaf­
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ten beeinflußt werden (vgl. die Bleicher-Thesen "Solidarität 
2000" ) .

Eine wichtige Schwelle in der Beschäftigung des Betriebsrats 
mit den neuen Technologien stellt die Einrichtung eines Be­
triebs rat sausschusses dar. Diese Schwelle scheint im Maschi­
nenbau z.Z. erreicht. Ursache dürfte im wesentlichen die 
Kumulation von neuen Anforderungen durch die massive Einfüh­
rung von CAD, PPS, CNC und Personalinformationssystemen sein. 
Hinzu kommt die Forcierung gewerkschaftlicher Ausschuß-Arbeit 
(vgl. Aktionsprogramm: Arbeit und Technik, Aktionsmappe "Be­
trieblicher Rationalisierungsausschuß").

Gegenüber einer Form der Interessenvertretung, bei der fall­
weise einzelne Betriebsratsmitglieder mehr oder weniger 
kompetent bei der Technikgestaltung zu intervenieren suchen, 
nimmt mit der Bildung von Technologie-Ausschüssen das Gewicht 
des Betriebsrats als zuständiger und kompetenter Gesprächs­
partner der Geschäftsleitung erheblich zu.

Allerdings ist die Kapazität dieser Ausschüsse in der Regel 
begrenzt, sie tagen nur fallweise und es gibt einige Indizien 
dafür, daß die Mehrzahl der Ausschüsse nach einer aktiven An­
fangsphase stagniert. Auf ihrem derzeitigen Stand bilden diese 
Ausschüsse in keiner Weise ein echtes Gegengewicht gegenüber 
dem fachlichen Wissen und dem Projektmanagement bei der Ge­
schäftsleitung.

Die Häufigkeit der Einrichtung solcher Ausschüsse nahm nach 
unseren Beobachtungen in kleineren und patriarchalisch geführ­
ten Betrieben ab.

Die Bedeutung betrieblicher Unternehmerberater nimmt mit dem 
neuen Rationalisierungstyp massiv zu (CIM, betriebsspezifi­
sche Auslegung). Diese werden von der Unternehmensleitung ge­
stellt und sind in ihrer Konzeption kaum durch die Betriebs­
räte zu beeinflussen. Sie betreiben zwar gegenüber den Betriebs­
räten eine offene Informationspolitik, mischen sich nicht in 
die industriellen Beziehungen im Unternehmen ein, verstärken
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aber "die Macht der Sachargumente" auf Managementseite und da­
mit das o.a. Dilemma.

Fälle, daß sich die Betriebsräte externe Fachberatung durch 
das Unternehmen hätten bezahlen lassen, haben wir in unserem 
Sample nicht angetroffen - insgesamt läßt sich also eine aus­
geprägte Unfähigkeit der Betriebsräte konstatieren, externe 
Expertise zu nutzen, für ihre Ziele einzusetzen.

Die gewerkschaftliche Beratung spielte demgegenüber eine qua­
litativ geringe Rolle, wofür - abgesehen von der geringen 
Kapazität dieser Beratung - eine politische und eine fachliche 
Schranke zwischen Betrieb und Gewerkschaft verantwortlich sein 
dürfte (Grenzüberschreitung; betriebsnahe fachliche Beratungs­
struktur, politische Mobilisierung über Rationalisierungsfol- 
gen).
Anhand des Verlaufs der Einführung der untersuchten PPS- 
Projekte wurde deutlich, daß die Betriebsräte eine vergleich­
bare Defizitanalyse wie die Unternehmensleitungen vorgenommen 
hatten und die von der Unternehmensleitung angegebenen Ziele 
- einschließlich der personellen Verringerung der indirekt pro­
duktiven Bereiche - teilen. Insofern gibt es keine prinzipiel­
le Gegnerschaft gegen die Einführung von PPS; eine bessere 
Planung und Steuerung wird für sinnvoll gehalten, auch werden 
Auswirkungen in Richtung Arbeitserleichterung angenommen.
Nur in einem der untersuchten Betriebe nahm der Betriebs­
rat regelmäßig eine systematische Prüfung von Rationalisie­
rungsvorhaben nach einem eigenen Kriterienkatalog vor; die 
von der IG Metall erstellten Check-Listen waren unbekannt. 
Weiterhin hat sich gezeigt, daß die eigenen Vorstellungen 
der Betriebsräte selten auf einer Konkretionsstufe lagen 
wie z.B. Pflichtenhefte, sondern bei konzeptionellen Grund­
entscheidungen wie z.B. über die sinnvolle Planungs- und 
Steuerungsgenauigkeit (Grob-/Feinplanung), über Bereichs­
steuerung oder Gesamtsteuerung (Werkstatt/Konstruktion) und 
die Kosten der EDV. In diesen Fragen konnten sich in keinem 
Fall die Betriebsräte durchsetzen, obwohl solche Bedenken 
z.T. auch vom Management geteilt wurden.
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Konfliktträchtigster Punkt war der Lohn-Leistungs^Komplex im 
Zusammenhang mit Kontrolle.

Die Bereitschaft der Betriebsräte, auf den vertrauensvollen 
Politikstil der Unternehmensleitungen einzugehen, beruht

- erstens auf einem grundlegenden Gefühl der Überforderung 
(bezüglich Kapazität und Qualifikation). Was bringt da zu­
sätzliche Information?

- Zweitens ist der Mehrzahl der Betriebsräte die geringe Pla­
nungsreichweite und Planungssicherheit der Unternehmenslei­
tungen in diesem Betriebstyp bewußt.

- Drittens können die Betriebsräte aufgrund der schlechten 
Informationssituation bezüglich der sozialen Risiken nur 
Befürchtungen äußern. Diese Befürchtungen sind vage und 
stellen potentiell das Vertrauensverhältnis zur Unterneh­
mensleitung in Frage; sie werden deshalb nur zurückhal­
tend geäußert. Solche zurückhaltenden Befürchtungen sind 
aber für die Belegschaft wenig überzeugend und schwächen 
eher die Machtposition der Betriebsräte.

Das Gegenmodell zum vertrauensvollen Politikstil war in den 
von uns untersuchten Betrieben eine Politik der aufwendigen 
und möglichst flächendeckenden Regelung durch Betriebsver­
einbarungen . Auch dies ist ein kooperativer Politikstil, der 
zu einem vergleichbaren Informationsniveau bei den Betriebs­
räten führen kann.

VI. Aktuelle Eingriffspunkte der Betriebsräte

Der wichtigste sich abzeichnende Gefährdungsbereich ist der 
Wechsel der Lohnform in Zusammenhang mit einer neuen Kontroll- 
form. In der überwiegenden Zahl der Betriebe wurde konsensual 
die Aufdeckung des Vorderwassers (individuelle Lohn-Leistungs- 
Regulierung) und die Verknüpfung von Arbeitsstandsdaten mit 
Personendaten ausgeschlossen. Damit war eine direkte, perso­
nenbezogene Kontrolle verhindert.
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Durch die Tendenz zur Ablösung des Akkords durch Zeitlohn 
seitens der Unternehmensleitungen wird scheinbar die Lei­
stungspolitik gelockert, gleichzeitig entfällt damit aber 
auch die differenzierte tarifliche Verregelung der Leistung 
im Akkordbereich. Die Freigabe der Leistung aus dem Akkord 
ist begleitet vom Aufbau neuer, sehr differenzierter infor­
mationstechnischer Kontrollinstrumente (BDE).

Kontrolle ist in den Betrieben noch ein Randthema, die Sensi­
bilität ist relativ hoch. In dem von uns untersuchten Betriebs­
typ scheint die enge personenbezogene Leistungskontrolle z.Z. 
kein wesentliches Ziel von Unternehmenspolitik zu sein und 
wird entweder qua Vertrauen oder qua Betriebsvereinbarung 
ausgeschlossen.

Mit der indirekten, systemischen Kontrolle von Leistung und 
Verhalten durch ein enges Netz von Arbeitsstandmeldungen wird 
allerdings von den Betriebsräten das Kontrollthema auf ein 
neues Niveau gehoben, das bisher allerdings von den Betriebs­
räten kaum bearbeitet ist.

Entscheidend, aber sehr schwer zu bestimmen ist, worüber sich 
die "relativen Erfolge'* der Betriebsräte in unseren Betrie­
ben begründen. Als Erfolge wurden genannt: z.B. die Durchset­
zung von mehr Information und Mitbestimmung, die Veränderung 
des Ausgangskonzepts des Managements und der Abschluß einer 
Betriebsvereinbarung, wobei die Veränderungsspanne in der Re­
gel gering war. Die Machtposition der Betriebsräte hängt in 
diesem Betriebstyp offensichtlich davon ab,
- wie gut der Betriebsrat die "Gegenseitigkeit" des Vertrau­
ensverhältnisses einzufordern versteht,

- wie gut sein Rückhalt in der Belegschaft und seine konzep­
tionelle Stärke sind, und das heißt dann seine Konfliktfä­
higkeit,

- wie er mögliche Druckmittel einzusetzen versteht (d.h. Kom­
promisse, Kompensationsgeschäfte etc.).

Die Gefahren einer generellen Schwächung der Institution Be-
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triebsrat durch die vernetzten Informationstechnologien, durch 
neue Themen und neue Formen von Projektmanagement und Planung 
sind allerdings unübersehbar und kommen bereits mehr oder we­
niger stark zum Tragen.

VII. Ausblick

Mit der Anwendung hochkomplexer und integrierter Informations­
systeme steigt auf der einen Seite die Verbetrieblichung, d.h. 
die abteilungsübergreifende und kooperative Konzipierung be­
triebsspezifischer Lösungen. Gleichzeitig wächst die Abhän­
gigkeit der Unternehmensleitung und des Betriebsrats von ex­
ternem Wissen (Verwissenschaftlichung). Gleichzeitig wachsen 
die internen Zwänge aufgrund der zunehmenden externen Daten­
verbünde; d.h. die Einschränkung betrieblicher Entscheidungs­
spielräume durch Vorgaben im Unternehmensverbund, im EDV-Ver- 
bund mit dem EDV-Hersteller, aber auch mit den Hauptabnehmern 
(Zuliefererproblematik). Diese auch für den Maschinenbau be­
deutsame Tendenz setzt eine zur Vertrieblichung entgegenge­
setzte Logik in Gang.

Vertrieblichung heißt auch relativer Bedeutungszuwachs der 
betrieblichen Sozialverfassung und des betrieblichen Rege­
lungssystems . Technische und organisatorische Neuerungen sowie 
neue Planungsverfahren (Projektmanagement) müssen darüber ver­
arbeitet werden (Verletzung/Anpassung/Ignorieren). Die Plan­
barkeit und Berechenbarkeit der sozialen Folgen des neuen 
Rationalisierungstyps nimmt ab und verstärkt den Druck sowohl 
auf vertrauensvolle Zusammenarbeit wie auf neue Verregelung.

Zur Stärkung der fachlichen Verhandlungsposition des Betriebs­
rats bedarf es in erster Linie einer Erhöhung seiner Kapazität 
und Qualifikation sowie der Zurverfügungstellung unterstützen­
der Infrastruktur.

Zur Stärkung der politischen Position braucht der Betriebs­
rat dringend den Interessenbezug und den organisatorischen 
Zugriff auf die informationstechnologische Elite im Betrieb
(gewerkschaftliche Angestelltenpolitik).
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Neue, unabgedeckte Themenfelder (Flexibilisierung und Kontrol­
le) müssen erkannt und erschlossen werden, neue Politikfor­
men (Projektteams) offensiv angegangen werden, sonst droht 
Marginalisierung. Da der neue, informationstechnische Ratio­
nalisierungstyp viele der bestehenden Schutzregeln aushöhlt 
und neue noch nicht absehbar sind, steigt die Bedeutung von Be­
triebspolitik. Schutzpolitik ist zunehmend nur noch über Ge­
staltungspolitik möglich.

Schlußfolgerungen für die Mitbestimmungs-Debatte sind aus die­
sen Thesen nur begrenzt zu ziehen. Einmal, weil der beschriebe­
ne Betriebstyp zwar einen industriellen Kernbereich darstellt, 
aber nur einen geringfügigen Ausschnitt gegenwärtiger und zukünf 
tiger Informationstechnik-Anwendungen abdeckt (nicht z.B. Klein­
betriebe im Dienstleistungsbereich ohne jede Interessenvertre­
tung, die wachsenden EDV-Verknüpfungen zwischen Hersteller und 
Kunden). Zweitens, weil mit der Heraushebung der Betriebsrats­
tätigkeit nicht ein stärkerer Betriebssyndikalismus gefördert 
werden soll, sondern ein ausgewogenes Verhältnis zwischen ge­
setzlichen, tarifvertraglichen und betrieblichen Regelungen 
anzustreben ist.

Dies vorausgesetzt, lägen drei Verbesserungsmöglichkeiten nahe:

a) die Anhebung der Betriebsratskapazität durch zusätzliche 
Freistellungen und das Zurverfügungstellen eines Fonds in 
eigener Regie für Schulungsmaßnahmen und externe Expertisen;

b) die Öffnung der Information und Mitbestimmung nach unten, d.h 
zu den einzelnen Beschäftigten, z.B. durch ein Recht auf fall 
weise oder regelmäßige Abteilungsversammlungen, in denen der 
Stand der Perspektive der Rationalisierung in der Abteilung 
und im Gesamtunternehmen vermittelt werden;

c) die Kontinuisierung des Betriebsratseinflusses, indem ein 
Neuaufwurf getroffener Regeln und Absprachen nach einem aus­
reichenden Zeitraum von Anwendungserfahrung möglich wird, 
auch wenn dadurch erheblicher Reorganisationsaufwand ent­
steht.
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